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Für eine Neuorientierung der Agrarpolitik

Erklärung des Zentralkomitees der deutschen Katholiken zu
aktuellen Problemen der Landwirtschaft und der Agrarpolitik

I. Unsere Sorge um die Menschen in der Landwirtschaft
und die natürlichen Lebensgrundlagen

Das Zentralkomitee der deutschen Katholiken beobachtet mit wachsender

Sorge die krisenhaften Entwicklungen in unserer Landwirtschaft. Trotz
einer auch nach den Maßstäben unserer Industriegesellschaft außergewöhn-

lichen Leistungssteigerung sorgt sich die Mehrzahl der bäuerlichen Familien
um ihre Zukunft. Das ist keineswegs nur ein wirtschaftliches, sondern auch

ein zutiefst menschliches Problem für die betroffenen Bauern und ihre
Familien, da die bisherige Rolle des Landwirts in der Gesellschaft und sein

Berufsbild in Frage gestellt sind. Gleichzeitig zeigen sich immer deutlicher
ernst zu nehmende Belastungen des Naturhaushalts durch zu intensive

Landwirtschaft.

Diese Entwicklungen treffen nicht nur die in der Landwirtschaft Beschäftig-
ten und die im ländlichen Raum Lebenden, sondern uns alle. Wir alle sind

daher aufgerufen, in Solidarität mit den Betroffenen und in Verantwortung
für Gottes Schöpfung nach Lösungen zu suchen und alles Notwendige zu

tun, um die entstandenen Probleme alsbald zu überwinden. Das Ausmaß
dieser Krise verdeutlicht, daß es hierbei nicht um einzelne Maßnahmen

gehen kann, sondern vielmehr eine Neuorientierung der Agrarpolitik
dringend erforderlich ist.

II. Die Lage der Landwirtschaft heute

Jahrhundertelang war die bäuerliche Arbeit die entscheidende Vorausset-

zung dafür, daß die Ernährung der Menschen gesichert und der Hunger
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bezwungen wurde. Heute hat sich der Stellenwert der landwirtschaftlichen

Tätigkeit verändert. Ein an Menge und Vielfalt nie gekanntes Maß an Nah-
rungsmitteln wird der Bevölkerung - weit über das zur Versorgung Not-

wendige hinaus - angeboten. Die hohe Produktivität unserer Landwirtschaft
und die intensive Verflechtung _47__ unserer Volkswirtschaft mit den

Agrarmärkten in Westeuropa sowie darüber hinaus mit der ganzen Welt
haben dazu beigetragen.

Die überall zu beobachtende schwierige Situation der Landwirtschaft in

einer Industriegesellschaft hat sich bei uns durch die Einbindung in den
europäischen Markt noch verschärft. Einerseits gibt es einen gemeinsamen

europäischen Agrarmarkt, andererseits ist beispielsweise die Währungs-
politik noch weitgehend in nationaler Verantwortung. Dies führt für die

deutsche Landwirtschaft zu erheblichen Wettbewerbsverzerrungen, die
über den Währungsausgleich nur unzureichend abgeglichen werden. Die

Einkommensverluste für die deutsche Landwirtschaft betragen Hunderte
von Millionen DM.

Sinkende Erzeugerpreise, billige Futtermittelimporte, Wettbewerbsverzer-

rungen, die Konzentration zu größeren Betrieben und der Wertverlust des
Grundvermögens gefährden hunderttausende bäuerliche Familien in ihrer

Existenz. Von entscheidender Bedeutung ist, daß die gegenwärtige Über-
produktion in der Europäischen Gemeinschaft auf einen stagnierenden

Pro-Kopf-Verbrauch trim??. Bei sinkender Bevölkerungszahl wird die Nach-
frage nach Agrarprodukten langfristig weiter abnehmen.

Der Trend zur Überproduktion und zur Intensivbewirtschaftung wird noch

verstärkt durch den wissenschaftlich-technischen Fortschritt in der Land-
wirtschaft. Die kapitalintensive Mechanisierung der Landwirtschaft sowie

die Anwendung moderner Produktions- und Fortpflanzungstechniken
konnte bisher von den größeren Betrieben besser genutzt werden als von

der bäuerlichen Landwirtschaft. Dies hat den Trend zu einer industriellen
Agrarproduktion weiter verstärkt.
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Diese Diskrepanz zwischen Produktion und Nachfrage kann auch durch

vermehrten Export nicht ausgeglichen werden, zumal bisherige Importlän-
der zu Selbstversorgern werden. Vor allem kann aber der Export unserer

Überschüsse in Entwicklungsländer kein verantwortbarer Weg sein, da
damit deren Bemühungen um eine eigenständige Nahrungsmittelversorgung

unterlaufen und ihre Chancen zum Handel mit Industrieländern blockiert
werden. Dies schließt Nahrungsmittelhilfe bei Hungerkatastrophen nicht

aus.
_48__

Die Entwicklung zur hochintensiven und möglichst rationellen Agrarpro-
duktion führt außerdem zu einer Gefährdung unserer natürlichen Lebens-

grundlagen und unserer Kulturlandschaft, da die immer intensivere Nutzung
mit wachsenden Umweltbelastungen und einschneidenden Veränderungen

der Landschaft verbunden ist.

Im Zuge des Strukturwandels in der Landwirtschaft mit seinen ökono-
mischen und ökologischen Problemen hat sich auch die soziale Situation

verschlechtert. Angesichts der sehr unterschiedlichen Betriebsgrößen und
natürlichen Produktionsbedingungen mit der Folge unterschiedlicher Ein-

kommensentwicklung ist die Interessenlage in der Landwirtschaft längst
nicht mehr einheitlich. Innerhalb des Berufsstandes führt der Kampf um die

Sicherung der eigenen Existenz zunehmend zu einem Verdrängungswett-
bewerb. Die früher übliche Solidarität auf dem Land droht zu zerbrechen.

Schlimmer noch: Wir erleben in der bäuerlichen Bevölkerung gegenwärtig
eine weitverbreitete menschliche Not, die zweifacher Natur ist. Es handelt

sich dabei erstens um eine wirtschaftliche Not, bei der viele um ihre Exis-
tenzringen und keine Zukunftsperspektive für sich und ihre Kinder sehen,

zweitens um eine Sinn- und Identitätskrise, die das Selbstwertgefühl der
Berufsgruppe allmählich zerstört. Davon betroffen sind nicht allein die

Bauern, sondern ebenso sehr die Bäuerinnen, ohne deren erhebliche Mit-
wirkung bäuerliche Familienbetriebe vielfach gar nicht existenzfähig wären.
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III. Die Agrarpolitik am Scheideweg

Landwirtschaft und Agrarpolitik stecken offensichtlich in einer Krise. Es

handelt sich dabei nicht um einen Betriebsunfall, sondern um das Ergebnis
falsch eingeschätzter Produktivitätsentwicklung und darauf fußender agrar-

politischer Maßnahmen, die der Landwirtschaft über die Förderung von
Produktionsmengen zu einem angemessenen Anteil an der allgemeinen

Wohlstandsentwicklung verhelfen wollten. Dies war zwar überlange Zeit
hinweg durchaus sinnvoll und im allgemeinen Interesse. Dieser Weg ist

aber nicht länger gangbar. Administrative Festsetzungen von Preisen und
Mengen können die Einkommen der Bauern auf die Dauer nicht sichern;

auch sind die Kosten der Überproduktion immer weniger finanzierbar. Es
reicht daher nicht aus, jetzt auf die Bremsen zu treten, vielmehr muß die

Richtung der Entwicklung in der Landwirtschaft neu bestimmt werden.
_49__ 

Die Agrarpolitik steht aus wirtschaftlichen und ökologischen Gründen am
Scheideweg. Sie muß sich eindeutig entscheiden zwischen einer Landwirt-

schaft, die bodengebunden und umweltverträglich arbeitet, und einer
industriell betriebenen Nahrungsmittelproduktion mit einseitigen Anbau-

methoden, nicht artgemäßer Tierhaltung und bedenklichen Auswirkungen
auf die Umwelt und den Naturhaushalt.

In der Agrarpolitik sind Entscheidungen von historischer Tragweite zutref-

fen, die nicht länger aufgeschoben werden können, wenn einschneidende
oder gar irreparable Schäden verhindert werden sollen. Es geht dabei nicht

nur um die Bewahrung einer bäuerlich strukturierten Landwirtschaft,
sondern insbesondere auch um die Sicherung ihres Nutzens für Gesell-

schaft und Umwelt. Im Rahmen der Neuorientierung der Agrarpolitik muß
der bodengebundenen, bäuerlichen Landwirtschaft eine Zukunft gegeben

werden.

Damit kann und darf nicht jede Veränderung blockiert werden. Eine Be-
standsgarantie für jeden einzelnen Bauernhof ist auch in Zukunft nicht
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möglich. Ziel der Agrarpolitik muß die Erhaltung möglichst vieler bäuerli-

cher Betriebe sein.

IV. Die notwendige Neuorientierung der Agrarpolitik

Im Interesse der betroffenen bäuerlichen Familien ist ein rasche Klärung
über den künftigen Weg notwendig. Die unmittelbar Betroffenen haben ein

Recht auf eine vorbehaltlose offene Information, bei der die Leitbilder und
Ziele, die Maßnahmen und Handlungsspielräume der Agrarpolitik und die

möglichen und voraussichtlichen Entwicklungen der Landwirtschaft darge-
legt werden müssen. Die Politik muß ihre Handlungsspielräume ausschöp-

fen, darf aber andererseits keine unerfüllbaren Erwartungen wecken, die zu
fatalen Fehlentscheidungen in den betroffenen Familien führen können.

Umfassende Informationen sind unverzichtbar für den einzelnen als Orien-
tierungshilfe seiner Entscheidungen, aber auch für die Politik zur Formulie-

rung ihrer Maßstäbe und zum Erreichen eines breiten gesellschaftlichen
Konsenses über den künftigen Weg der Agrarpolitik. Die Einsicht muß

wachsen, daß die agrarpolitische Neuorientierung ohne die Solidarität der
gesamten Gesellschaft nicht gelingen kann. Hierfür hält das Zentralkomitee

folgende Schritte für unumgänglich:
_50__

1. Maßstab künftiger Agrarpolitik muß das Gemeinwohl sein 

Die notwendige Solidarität der gesamten Gesellschaft kann nur gelingen,
wenn der Maßstab künftiger Agrarpolitik nicht einseitig an den Interessen

und dem jeweiligen Einfluß von Repräsentanten bestimmter Betriebstypen,
Regionen oder Produktionsrichtungen orientiert wird. Maßstab der Agrar-

politik kann nur sein, was im Interesse aller notwendig ist, nämlich das
Gemeinwohl. Dies ist gleichzeitig der gerechteste Maßstab gegenüber den

unterschiedlichen Interessen innerhalb der Landwirtschaft.

Eine Agrarpolitik, die dem Gemeinwohl verpflichtet ist, muß auch die
Wirkungen und eventuellen Nebenwirkungen der getroffenen oder geplan-

ten Maßnahmen überprüfen. Hierfür sollten als Kriterien dienen: ihr Beitrag
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zur Erhaltung der bäuerlichen Landwirtschaft, ihr Beitrag zur Bewahrung

der natürlichen Lebensgrundlagen, sozial gerechte Verteilungswirkungen
der Mittel und die administrative Durchführbarkeit der Maßnahmen.

2. Das Leitbild künftiger Agrarpolitik muß neu bestimmt werden 

Das überkommene Leitbild der Agrarpolitik ist einseitig geprägt von der

Vorstellung, daß die Landwirtschaft die Ernährung der Menschen sicher-
stellen soll. Der Landwirt wird in diesem Rahmen nur als Nahrungsmittel-

produzent gesehen. Die Krise der Landwirtschaft ist aber offensichtlich
auch eine Krise dieses Leitbildes. Demgegenüber müssen sich das Leit-

bildkünftiger Agrarpolitik und das Berufsbild des Landwirts am heute und
morgen notwendigen Beitrag zum Gemeinwohl orientieren. In den Indu-

strieländern sind die Mangelgüter der Gegenwart und der vorhersehbaren
Zukunft nicht mehr Nahrungsmittel, sondern gesunde Umweltgüter. Das

Leitbild der Agrarpolitik muß daher eine umweltverträgliche, bodengebun-
dene und vielfältige bäuerliche Agrarstruktur mit zwei gleichwertigen Lei-

stungsbereichen sein, der Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse und
den landeskulturellen Leistungen. Die Agrarpolitik muß es der Landwirt-

schaft ermöglichen,

S rückstandsfreie Nahrungs- und Futtermittel und nachwachsende
Rohstoffe zu erzeugen,

S die Bodenfruchtbarkeit nachhaltig zu sichern, 
S das Trinkwasser nicht zu beeinträchtigen, 

S eine artgerechte Tierhaltung zu betreiben,_51__
S die Lebensräume und den Artenreichtum für Flora und Fauna dau-

erhaft zu erhalten und
S unsere vielfältige Kulturlandschaft zu bewahren.

Im Sinne dieses Leitbildes braucht die Landwirtschaft neue Rahmenbedin-

gungen. Dabei muß auch Sorge dafür getragen werden, daß die Agrarpolitik
den einzelnen Landwirt nicht ständig in einen Konflikt zu diesen Maßstäben

führt.
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3. Die agrarpolitischen Maßnahmen müssen so ausgestaltet wer-

den, daß die Landbewirtschaftung auf allen Standorten, mit
allen Produktionsmet hoden und bei allen Betriebsgrößen

umweltverträglich erfolg

Unsere Verantwortung gegenüber der Schöpfung und den nachkommenden
Generationen und die Ehrfurcht vor dem Leben verlangen, allen Formen

des Lebens mit Achtung zu begegnen. Dies muß die Grenzen der weiteren
Entwicklung bestimmen. Im Konfliktfall muß bei der Güterabwägung die

Sicherung unserer natürlichen Lebensgrundlagen und die Gestaltung unse-
res Lebensraumes Vorrang haben vor den ökonomischen Vortei len ratio-

neller Nahrungsmittelproduktion, bei denen die Folgekosten und Folge-
wirkungen für uns, unsere Nachkommen und die Schöpfung nicht bedacht

werden. Diese Grenzen müssen auch dann gelten, wenn damit Marktanteile
verloren werden sollten, etwa weil in anderen Ländern diese Grenzen nicht

beachtet werden.

Allein nach ökonomischen Maßstäben betriebene Landnutzung mit hoch-
intensiven und umweltgefährdenden Produktionsmethoden, möglicher-

weise noch auf guten Standorten, und eine brachliegende Kulturlandschaft
in den übrigen weiten Gebieten unseres Landes schaffen keine sinnvolle

Entwicklung. E ine solche Nutzung der Mögl ichkeiten tech-
nisch-wissenschaftlicher Neuerungen ist kein Fortschritt.

4. Die landeskulturellen Leistungen müssen durch ein Bewirtschaf-

tungsentgelt angemessen honoriert werden

Die Landwirtschaft hat unsere Kulturlandschaft seit Jahrhunderten geprägt.
Diese landeskulturelle Aufgabe bäuerlicher Landwirtschaft ist auch heute

und morgen von großer Bedeutung. Betriebsstruktur _ 5 2 _ _ und Produktions-
bedingungen der Landwirtschaft wirken sich auf die Landschaft, den Sied-

lungs- und Erholungsraum und die Situation der natürlichen Lebensgrundla-
gen aus. Darum ist die Erhaltung der bäuerlichen Lebensform, ihrer Fa-
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milienstruktur und ihrer Gestaltungskraft für die Kultur unserer Gesell-

schaft unverzichtbar.

Bisher wurden die Leistungen der Landwirtschaft für die Pflege des Na-
turhaushaltes und der Kulturlandschaft und ihr Nutzen für den ländlichen

Raum über die Preise für die Nahrungsmittel entgolten. Das ist heute
immer weniger möglich. Die Sicherung des Naturhaushaltes und der Land-

schaft liegt aber im öffentlichen Interesse. Diese Sicherung ist unverzichtbar
und kann am besten von einer bäuerlich strukturierten Landwirtschaft

wahrgenommen werden. Diese Aufgabe beansprucht die Solidarität aller.

Das Zentralkomitee der deutschen Katholiken hält es deshalb für notwen-
dig, daß es in unserer Gesellschaft zu einem breiten Konsens kommt, der

diese Aufgabe als eine Chance für bäuerliche Betriebe begreift. Die Agrar-
politik muß in Zukunft beide Leistungen bäuerlicher Landwirtschaft - die

Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse und die Erhaltung ländlichen
Kulturraumes - als gleichermaßen wichtige Aufgabenstellungen anerkennen.

Sie muß dafür sorgen, daß beide Aufgaben miteinander verbunden bleiben
und gemeinsam erbracht werden.

Die landeskulturellen Leistungen müssen im Interesse der gesamten Gesell-

schaft zeitgerecht honoriert werden. Dazu ist die Einführung eines eigen-
ständigen, flächenbezogenen und zeitgerechten Bewirtschaftungsentgeltes

notwendig. Es handelt sich dabei um ein Entgelt für erbrachte Leistung
durch umweltverträgliche Landnutzung.

5. Die Neuorientierung der Agrarpolitik muß auch zu einer Neu-

orientierung des technisch-wissenschaftlichen Fortschritts führen

Die Diskrepanz zwischen Produktion und Nachfrage, zwischen Landbewirt-
schaftung und Umweltverträglichkeit wird weiter zunehmen, wenn die

technisch-wissenschaftliche Entwicklung in der Landwirtschaft die bisherige
Richtung fortsetzt. Diese Entwicklung kann nicht mehr als Fortschritt

verstanden werden, da damit erhebliche _ 5 3 _ _  soziale, ökonomische und ökolo-



Erklärung des Zentralkommitees der deutschen Katholiken (ZdK), 29. April 1988

9

gische Schwierigkeiten verbunden sind. Die Agrarpolitik muß deshalb ihre

Steuerungsinstrumente so verändern, daß der technisch-wissenschaftliche
Fortschritt in Richtung umweltverträglicher Produktion und artgerechter

Tierhaltung als lohnende Wirtschaftsformen gelenkt wird. Andernfalls läßt
sich aus Gründen des Gemeinwohls ein dichtes Netz dirigistischer Rege-

lungen für die Marktsituation und die Umweltsituation nicht vermeiden.
Dies würde die Konfliktsituation für denLandwirt und für die Gesellschaft

verschärfen.

6. Neue Verdienstmöglichkeiten fördern

Auch wenn die Politik alle agrarpolitischen Handlungsspielräume durch eine
Neuorientierung der Agrarpolitik ausschöpft, wird eine erhebliche Zahl von

Beschäftigten in der Landwirtschaft einen anderen Arbeitsplatz brauchen.
Die Politik muß dafür alle Möglichkeiten der regionalen Wirtschaftspolitik

nutzen, damit im ländlichen Raum Arbeitsplätze in zumutbarer Entfernung
angeboten werden. Nur so ist es auch möglich, eine bäuerliche Agrar-

struktur von Voll-, Neben- und Zuerwerbsbetrieben zu erhalten.

Ebenso muß der Staat der Landwirtschaft helfen, neue Märkte und Markt-
nischen durch Beratung und Ermutigung zum unternehmerischen Handeln

zu nutzen, etwa bei der wachsenden Nachfrage nach Freizeitaktivitäten in
der Natur, bei der direkten Beziehung von Erzeuger und Verbraucher

durch Direktvermarktung, bei nachwachsenden Rohstoffen u.a.

7. Die Aufgabenverteilung zwischen europäischer und nationaler
Agrarpolitik wird den Erfordernissen nicht mehr gerecht. We-

sentliche Voraussetzung für die Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen der Landwirtschaft ist daher eine Regionalisierung der

Agrarpolitik 

Um einer bodengebundenen und umweltschonenden bäuerlichen Landwirt-
schaft Zukunft zu geben, ist angesichts unterschiedlicher Voraussetzungen

und Leitbilder in den Mitgliedsländern der EG eine Neuverteilung der
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Aufgaben zwischen europäischer und nationaler Politik und auf nationaler

Ebene zwischen Bund und Ländern notwendig. Der ursprüngliche Integra-
tionsfaktor Agrarpolitik wird sonst zum Sprengsatz europäischer Politik.

Konkret bedeutet diese _ 5 4 _ _  Forderung, daß die agrarpolitischen Kompetenzen
der EG auf den Außenschutz, die Marktordnungen, die Preispolitik und

Rahmenregelungen für die Agrarstrukturpolitik begrenzt werden sollten.
Die Kriterien für gesunde Nahrungsmittel und Umweltschutz sind jedoch in

den Ländern der EG unter Zugrundelegung strenger Maßstäbe einander
anzugleichen. Eine solche Neuverteilung der Zuständigkeiten wird politisch

allerdings nur dann zu erreichen sein, wenn wir auch in Zukunft bereit sind,
unserer Verpflichtung für die Europäische Gemeinschaft nachzukommen.

V. Konsequenzen für Politiker, Verbraucher und Landwirte

Die künftigen Entwicklungen in unserer Landwirtschaft sind für unsere

Lebensbedingungen von großer Bedeutung. Das Zentralkomitee der deut-
schen Katholiken tritt ein für eine Neuorientierung der Agrarpolitik, die es

der bäuerlichen Landwirtschaft in ihrer Vielfalt von Voll-, Zu- und Neben-
erwerbsbetrieben und auf den unterschiedlichen Standorten ermöglicht,

S uns alle mit gesunden Nahrungsmitteln zu versorgen

S unsere natürlichen Lebensgrundlagen zu bewahren und 
S unseren ländlichen Kulturraum mit Leben zu erfüllen.

Dazu müssen alle den ihnen jeweils möglichen Beitrag leisten.

Landwirtschaftliche Produktion ohne Rücksicht auf Umwelt und gesund-

heitsverträgliche Nahrungsmittel bietet oft Preisvorteile am Markt. Es ist
kurzsichtiges Verbraucherverhalten, immer nur nach dem Billigprodukt zu

greifen. Qualität hat auch bei den Nahrungsmitteln ihren Preis. Wir rufen
daher die Verbraucher auf, sich kritisch und qualitätsbewußt zu verhalten.

Bei der Güterabwägung zwischen Umweltschäden einerseits und höheren
Preisen für Landwirtschaftsprodukte, die von bäuerlichen und umweltver-

träglichen Betrieben erwirtschaftet werden, muß auch der Verbraucher
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durch bewußte Kaufentscheidungen zugunsten von Umwelt und Gesund-

heit seinen Beitrag leisten.
Die bäuerliche Bevölkerung rufen wir auf, die neuen Aufgaben, die auch

eine Erweiterung des Berufsbildes des Landwirts bedeuten, anzunehmen
und als Chance zu nutzen. Darauf müssen auch Infrastrukturmaßnahmen im

ländlichen Raum sowie Ausbildungs- und Fortbildungsangebote für die
bäuerliche Jugend verstärkt ausgerichtet _ 5 5 _ _  werden. Die Dienstleistung für

die natürlichen Lebensgrundlagen und die Kultur des ländlichen Raumes ist
so wichtig und anerkennenswert wie die Produktion von Nahrungsmitteln.

Beide Aufgaben entsprechen dem Berufsbild des selbständigen Unterneh-
mers Landwirt.

Eine praktizierte Partnerschaft innerhalb der Landwirtschaft ist eine we-

sentliche Voraussetzung für die Zukunft unserer bäuerlichen Landwirt-
schaft. Staat und Gesellschaft, die ihrerseits zur Hilfe aufgerufen sind, dürfen

erwarten, daß durch Eigeninitiative und Eigenverantwortung die Möglich-
keiten der Partnerschaft voll  genutzt werden. Darum rufen wir die Land-

wirte auf, alle Möglichkeiten zur überbetrieblichen Zusammenarbeit in
Produktion und Vermarktung konsequent auszuschöpfen. Vor a llem sind

weitere deutliche Kostensenkungen bei der Mechanisierung möglich,
Marktpositionen können häufig noch verbessert werden. Das wirkt sich

auch auf die Arbeitsbedingungen aus, nicht zuletzt bei den Landfrauen.

Das Zentralkomitee der deutschen Katholiken fordert die Bundesregie-
rung, die Länderregierungen und alle Politiker auf, eine solche Agrarpolitik

zu verwirklichen. Es bittet alle Bürgerinnen und Bürger um die solidarische
Unterstützung einer solchen Politik.

Beschlossen von der Vollversammlung des Zentralkomitees der 
deutschen Katholiken am 29. April 1988 in Bonn-Bad Godesberg

_56__
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24.11.1989 Für e ine m ens chen wür dige F lücht lingsp olitik
24.11.1989 Schu lische r Relig ionsu nter richt in  eine r säku laren  Ges ellsch aft
13.01.1990 Caritas der Pfarrgemeinde
04.04.1990 Kloster und Kreuz in Auschwitz?
06.04.1990 Umweltschutz als erzieherische Aufgabe.
14.11.1990 Zur Zukunft der europäischen Integration
24.11.1990 Für den Lebensschutz der ungeborenen Kinder in Deutschland
24.11.1990 Neu orien tieru ng de r deu tsche n En twick lung spolit ik
04.05.1991 Familien mit behinderten Angehörigen
25.07.1991 Kirch e un d Öffe ntlich keit
08.08.1991 Der technische Fortschritt und unsere Verantwortung
25.11.1991 Stellungnahme zu den im deutschen Bundestag eingebrachten Gesetzesentwürfen

zur Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs.
17.06.1992 Auf dem Weg zu einem neuen Europa
06.12.1992 Erwachsenenbildung in katholischer Trägerschaft - ihr Auftrag in Kirche und   Ge-

sellschaft.
01.10.1993 Was ist Gere chtigkeit?
02.11.1993 Das Selbstverständnis des deutschen  Katholikentags
23.11.1993 Europa von unten bauen
03..1993 Dialog statt Dialogverweigerung. Wie in der Kirche miteinander umgehen? (=Be-

richte und Dokumente, Nr. 90)
06.94 Klau s He mme rle - W egge schich te mit  dem  Zen tralko mitee  der d euts chen  Kath oli-

ken  (= Berichte und Dokumente, Nr. 91)
07.06.1994 Die sozial-caritat iven Dienste der Katholischen Kirche im vereinten Deutschland
28.10.1994 Zur Einbürgerun g von in Deutschland lebend en Ausländern
05.11.1994 Katholiken und religiöser Buchmarkt
18.11.1994 Zur Frage der kirchenrechtlich zwingenden Verbindung von Ehelosigkeit und  Prie-

steramt
18.11.1994 Zur seelsorglichen Begleitung von Menschen aus zerbrochenen Ehen, Geschiedenen

und wiederverheirateten Geschiedenen
05.12.1994 Den Weltfrieden fördern und sichern - eine sol idarische Pf licht der Staatengemein-

scha ft
27.01.1995 Für eine Neuordnung des Familienlastenausgleiches
03.04.1995 Vorfahrt für die Familien. Forderu ngen des  ZdK für eine  familien- und kindge rechte

Wo hnb aup olitik
10.04.1995 Der Liebe ge recht werd en. Eheb ezogene Le bensku ltur heute



06.95 Ende der nationalsozialistischen Herrschaft. Zum 50. Jahrestag des Kriegsendes am

8. Mai 1945 (= Berichte und Dokumente, Nr. 97)
11.10.1995 Fluchtursachen mindern. Zur aktuellen Diskussion zu Flucht und Migration
03.11.1995 Stellungnahme zur Novellierung des Bundessozialhilfegesetzes
07.11.1995 Barm herz igkeit -  Eine  neu e Sich twe ise zu  eine m ver gess ene n As pek t der  Diak onie
07.11.1995 Die Volksgruppen in einem vereinten Europa
17.11.1995 Eine Gesellschaft von Teilhabern: Für eine breitere Beteiligung am Produktivver-

mögen
11.1995 Mite inan der a uf de m W eg. D ialog zw ische n Ge istliche n Ge mein scha ften, k atho li-

schen Verbänd en und Ge meinden. (=Berichte und D okumente, Nr. 99) 
31.01.1996 Zuwanderung gestalten
27.04.1996 Nachhaltige Armutsbekämpfung durch stärkere Armenorientierung der Entwick-

lungszusam menarbe it 
05.1996 Solidarität und Dialog. 30 Jahre feierliche Verabschiedung von "Gaudium et Spes"

und  Abs chluß  des II. V atikan ische n Ko nzils
08.1996 Die Gottrede von Juden und Christen unter den Herausforderungen der säkularen

Welt.  Symposion des Gesprächskreises "Juden und Christen"
14.09.1996 Hildesheimer Erklärung - "Solidarität ist unteilbar"
07.11.1996 Gere chte r Sozia lstaat u nd Fa milie. E rkläru ng zu  aktu ellen  Frage n de r Ver einb arke it

von F amilien - un d Erw erbs tätigk eit
19.11.1996 Juden und Judentum im neuen Katechismus der Katholischen Kirche - Ein Zwischen-

ruf -  (Erweiterte Dokumentation)
03.02.1997 Die Arbeit der katholischen Beratungsstel len fortsetzen. Zur kirchl ichen Beratung

im Rahmen des §  219 StGB
29.08.1997 Stellungnahme des ZdK  zum Menschenrechtsübereinkommen zur Biomedizin des

Europarats
24.04.1998 Erklärung des Zentralkomitees der deutschen Katholiken aus Anlaß der Wahl zum

Deutschen Bundestag am 27. September 1998
04.09.1998 Nachdenken über die Shoah.  Mitschuld und Verantwortung der katholischen Kirche 
14.09.1998 Familie npo litische  Posit ione n de s Zen tralko mitee s der  deu tsche n Ka tholik en fü r die

näch ste Z eit
20.11.1998 Beschäftigung schaffen ist sozial. Neue Beschäftigungsinitiativen für Langzeitarbeits-

lose
16.02.1999 ZdK fordert verbesserte Schutzbestimmungen zur Vermeidung von Abtreibungen

bei zu erwartender Krankheit oder Behinderung des Kindes  
24.03.1999 Religio nsu nter richt a n öffe ntlich en Sc hule n sich ern u nd e ntw ickeln
23.04.1999 50. Jahrestag der Verabschiedung des Grundgesetzes
20.11.1999 Kultur als Aufgabe für Staat und Kirche 
09.02.2000 Generationengerechtigkeit s ichern. Eckpunkte des ZdK für eine Rentenreform
18.05.2000 Man ifest fü r ein e urop äische s Be wus stsein  (dt., fr., e ngl., ital., p oln., sp , tsch.)
23.05.2000 Stellungnahme der ad-hoc Arbeitsgruppe "Zukunft des Wehrdienstes" des ZdK
30.05.2000 Hamburger Memorandum deutscher Katholiken
03.06.2000 Spu rwe chse l - Ku lturw echs el. He raus forde run gen u nse rer Z eit an  eine  nach haltig

erneuerte  Vita activa
21.07.2000 Papst Pius IX. und die Juden
25.11.2000 Die G eme inde  von h eute  auf de m W eg in d ie Kirc he d er Zu kun ft
01.03.2001 Der biomedizinische Fortschritt als Herausforderung für das christ liche Menschen-

bild
04.05.2001 Beschluss der VV  des ZdK zu Fragen der biomedizinischen Entwicklung und ihrer

ethischen Bewertung
08.06.2001 Die Herausforderungen der Einwanderungsgesellschaft annehmen
23.11.2001 Gewalt zurückdrängen: Kleinwaffen wirksam kontrollieren
24.11.2001 Ermutigung zur Ökumene
25.01.2002 Mit Behinderung leben: Familiennetze stärken
03.05.2002 Rah men bed ingu ngen  für da s Ge lingen  stab iler Pa rtne rscha ften in  Ehe  und  Familie

verbessern


